
Anlage 2 zur Stellplatzsatzung der Gemeinde Janneby 
 

(1) Aus Gründen des Verkehrs, aus städtebaulichen Gründen oder Gründen des 

Umweltschutzes können unter besonderen Umständen des Einzelfalls die nach § 3 

ermittelten Werte entsprechend verringert werden. 

(2) Es kann insbesondere ganz oder teilweise auf die Herstellung von Stellplätzen und 

Garagen sowie auf die Zahlung eines Geldbetrages zur Ablösung verzichtet werden, 

wenn:  

a) In der näheren Umgebung des Baugrundstückes ein Überangebot an Stellplätzen 

vorhanden ist. Dies ist beispielsweise bei bestimmten Nutzungskonstellationen 

der Fall, wenn Stellplätze für verschiedene Vorhaben mehrfach genutzt werden 

können. Die Nutzungszeiten dürfen sich jedoch nicht überschneiden und die 

Zuordnung der Stellplätze zu den Vorhaben muss öffentlich-rechtlich gesichert 

sein. 

b) Die Herstellung der notwendigen Anzahl an Stellplätzen im Rahmen baurechtlich 

zulässiger Grundstücksausnutzung ausgeschlossen und der Bau einer Tiefgarage 

möglich ist.  

c) es sich um ein Vorhaben handelt, das die Schaffung oder Erneuerung 

bezahlbaren, energieeffizienten Dauerwohnraums nach den landesrechtlichen 

Vorschriften zur sozialen Wohnraumförderung darstellt. Es muss jedoch 

sichergestellt sein, dass in einem Radius von 200 m die zeitlich unbeschränkten 

öffentlichen Parkraumkapazitäten nach objektiven Gesichtspunkten ausreichend 

sind. 

d) dem Vorhaben ein Konzept zur bewussten Vermeidung des motorisierten 

Individualverkehrs zugrunde liegt. Hier sind unterschiedliche miteinander 

kombinierbare Ansätze denkbar, die die Parkraumnachfrage für Kraftfahrzeuge 

mindern z.B. die Errichtung von gesondert ausgewiesenen Stellplätzen für 

Carsharing-Fahrzeuge mit einer entsprechenden Ladeinfrastruktur für 

Elektrofahrzeuge sowie die Herstellung umfangreicher und besonders gut 

ausgestatteter und zu bedienender Fahrradabstellanlagen  

Besucherstellplätze sowie Stellplätze für Menschen mit Behinderung werden von 

der Möglichkeit des Verzichts von Stellplätzen nicht erfasst. Das Gleiche gilt für 

die Herstellung von Abstellanlagen für Fahrräder. 

(3) Grundsätzlich darf die sich aus der Einzelermittlung ergebende Gesamtzahl nicht in 

einem offensichtlichen Missverhältnis zum tatsächlichen Bedarf stehen. Der 

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ist zu beachten. 


